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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerinformationen für September 2024
Für die Einspruchsfrist kommt es darauf 
an, wann ein Steuerbescheid bekannt 
gegeben wurde. 

Ab 2025 gelten Bescheide als am vierten 
Tag nach deren Aufgabe zur Post als 
bekannt gegeben (bisher sind es drei  
Tage). Die im Entwurf zum Postrechts
modernisierungsgesetz vorgesehene 
Bekanntgabe an Samstagen wurde  
aber nicht umgesetzt.

Darüber hinaus ist in diesem Monat  
auf folgende Aspekte hinzuweisen:

Der Bundesfinanzhof hält die Ver- 
lustverrechnungsbeschränkung für  
Termingeschäfte für nicht mit dem  
Grundgesetz vereinbar. Er hat in dem 
Verfahren daher Aussetzung der Voll
ziehung gewährt.

Verwenden Steuerpflichtige ein elek
tronisches Aufzeichnungssystem (z. B.  
eine Registrierkasse), müssen sie dem 
Finanzamt gewisse Daten mitteilen.  
Das Bundesfinanzministerium hat nun 
darauf hingewiesen, dass die elektro- 
nische Übermittlungsmöglichkeit ab  
dem 1.1.2025 zur Verfügung stehen wird.

Die steuerfreie Inflationsausgleichsprämie 
sieht keine Regelung vor, dass die Prämie 
an alle Arbeitnehmer ausgezahlt werden 
muss. Somit ist der Arbeitgeber nach 
Ansicht des Landesarbeitsgerichts Nieder-
sachsen nicht daran gehindert, die Zah- 
lung an weitere Bedingungen zu knüpfen.

Diese und weitere interessante  
Informationen finden Sie in  
der Ausgabe für September 2024. 

Viel Spaß beim Lesen!

TOP Steuerberater 2023
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOCUS MONEY in 
der Ausgabe 24/2023 wiederholt als eine 
der führenden großen Steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. In einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
100.000 Steuerexperten zu den Themen 
Qualifikation, Spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 

An
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, RAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg
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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerbescheide:  
Weiterhin keine Bekanntgabe an Samstagen, aber neue Viertagesfiktion!
Der Bundesrat hat dem Postrechtsmoder
nisierungsgesetz Anfang Juli 2024 zuge-
stimmt. 

Dadurch werden insbesondere die Laufzeit-
vorgaben für die Zustellung von Briefen 
verlängert. Folgerichtig erfolgte auch eine 
Anpassung der Vermutungsregelungen  
für die Bekanntgabe von Verwaltungsakten 
(z. B. Steuerbescheiden).

Hintergrund: Das Problem, „Recht zu haben, 
aber es nicht zu bekommen“, ergibt sich 
immer dann, wenn ein Steuerbescheid zu 
einer zu hohen Steuerfestsetzung führt,  
es jedoch versäumt wurde, innerhalb der 
Rechtsbehelfsfrist von einem Monat Ein-
spruch einzulegen. Für den fristgerechten 
Eingang beim Finanzamt kommt es darauf 
an, wann der Bescheid bekannt gegeben 
wurde und wann die Einspruchsfrist endet.

Um die Vermutungsregelungen für die 
Bekanntgabe von Verwaltungsakten nach 
der Abgabenordnung an die verlängerten 
Laufzeitvorgaben anzupassen, wird aus  
der bisherigen Dreitages- eine Viertages- 
fiktion.

Damit gelten Steuerbescheide und andere 
Verwaltungsakte künftig als am vierten Tag 
nach deren Aufgabe zur Post als bekannt 
gegeben, statt wie bisher nach drei Tagen.

Was unverändert bleibt: Fällt der vierte Tag 
auf einen Samstag, Sonntag oder gesetz
lichen Feiertag, erfolgt die Bekanntgabe  
am nächstfolgenden Werktag. Die noch im 
Regierungsentwurf vorgesehene Bekannt-
gabe von Steuerbescheiden an Samstagen 
wurde nicht umgesetzt.

Beachten Sie: Die Neuregelung gilt für 
Verwaltungsakte, die nach dem 31.12.2024 
übermittelt werden.

Beispiel

Das Finanzamt versendet an den Steuer-
pflichtigen Max Meise in München einen 
Steuerbescheid. Es gibt den Brief am 
Dienstag, den 14.1.2025 zur Post. Bekannt-
gabezeitpunkt ist der 20.1.2025 (Montag), da 
der 18.1.2025 („vier Tage“) ein Samstag ist.

Ein Einspruch gegen den Steuerbescheid ist 
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
des Verwaltungsakts einzulegen. 

Die Einspruchsfrist endet somit am 
20.2.2025 um 24:00 Uhr.

Beachten Sie: Auch ein elektronisch über-
mittelter Verwaltungsakt gilt am dritten  
(ab 2025: vierten) Tag nach der Absendung 
als bekannt gegeben.

Die Bekanntgabefiktion gilt indes nicht, 
wenn der Verwaltungsakt tatsächlich später 
oder gar nicht zugegangen ist. Hier ist wie 
folgt zu unterscheiden:

· ��Bestreitet der Steuerpflichtige den Zugang, 
dann ist das Finanzamt regelmäßig nicht  
in der Lage, den Zugang nachzuweisen. 
Daher ist eine erneute (ordnungsgemäße) 
Bekanntgabe erforderlich.

· ��Behauptet der Steuerpflichtige einen 
späteren Zugang, dann muss er dies 
substanziiert darlegen bzw. nachweisen. 
Dabei stellt eine Abwesenheit wegen 
Urlaubs regelmäßig keine spätere Be-
kanntgabe dar.

Quelle: Postrechtsmodernisierungsgesetz, 
BR-Drs. 298/24 (B) vom 5.7.2024;  
DStV, Mitteilung vom 13.6.2024

Für alle Steuerpflichtigen

Steuerklassen III und V  
sollen abgeschafft werden
Die Steuerklassenkombination III und V  
soll ab 2030 abgeschafft werden. Es soll 
eine Überführung in die Steuerklasse IV  
mit Faktor erfolgen. 

Das Ehegattensplitting soll indes bestehen 
bleiben. Dies geht aus dem Steuerfortent-
wicklungsgesetz hervor (Regierungsentwurf 
vom 24.7.2024). 

Dadurch hätten Ehepartner mit einem 
deutlich unterschiedlichen Bruttoeinkom-
men unterjährig mitunter ein niedrigeres 
Nettogesamteinkommen. 

Für die endgültige Höhe der Einkommen-
steuer kommt es aber weiterhin auf die 
Einkommensteuererklärung an.

Durch dieses Gesetz sollen auch der  
Grundfreibetrag und der Kinderfreibetrag 
für 2025 und 2026 erhöht werden. 

Durch das Gesetz zur steuerlichen Frei
stellung des Existenzminimums 2024 
(Regierungsentwurf vom 24.7.2024)  
sollen beide Werte auch für 2024 erhöht 
werden (Grundfreibetrag um 180 EUR  
auf 11.784 EUR; Kinderfreibetrag um  
228 EUR auf 6.612 EUR).

Für alle Steuerpflichtigen

Verlustvortrag bei Witweneinkommen  
nicht zu berücksichtigen
Ein steuerlicher Verlustvortrag bleibt bei  
der Bestimmung des auf eine Witwen- 
rente anzurechnenden Arbeitseinkommens 
unberücksichtigt. Das hat das Bundes- 
sozialgericht entschieden.

Bei der Einkommensanrechnung auf Hinter-
bliebenenrenten ist ein Verlustvortrag  
nach § 10d Abs. 2 des Einkommensteuer
gesetzes nicht einzubeziehen. 

Das Bundessozialgericht hält damit an 
seiner bisherigen Auffassung auch unter 
Geltung des zum 1.1.2002 eingeführten  
§ 18a Abs. 2a Sozialgesetzbuch IV fest.

Diese Vorschrift soll sicherstellen, dass für 
die Einkommensanrechnung grundsätzlich 
alle Arten von Arbeitseinkommen berück-
sichtigt werden. 

Die Nichtberücksichtigung eines steuer- 
lichen Verlustvortrags entspricht dem  
Sinn und Zweck der Hinterbliebenenver- 
sorgung. 

Diese dient als Ersatz des Unterhalts, der 
aufgrund des Todes des Versicherten nicht 
mehr geleistet wird. 

Eigenes Einkommen des Hinterbliebenen 
wird in einem bestimmten Umfang an
gerechnet, weil der Hinterbliebene sich 
dadurch ganz oder zumindest teilweise  
selbst unterhalten kann. Abzustellen ist 
dabei auf das verfügbare Einkommen.

Beachten Sie: Dass ein Hinterbliebener 
berechtigt ist, seine Einkommensteuer-
pflicht im Veranlagungszeitraum zu min-
dern, indem er negative Einkünfte aus im 
Einzelfall weit zurückliegenden früheren 
Veranlagungszeiträumen in Abzug bringt, 
sagt nichts über seine aktuelle wirtschaft
liche Leistungsfähigkeit aus.

Quelle: BSG-Urteil vom 22.2.2024,  
Az. B 5 R 3/23 R; BSG,  
PM Nr. 7/24 vom 22.2.2024
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Für Kapitalanleger

Termingeschäfte:  
Beschränkung der Verlustverrechnung verfassungsrechtlich bedenklich
Der Bundesfinanzhof hält die Verlust- 
verrechnungsbeschränkung für Termin
geschäfte bei summarischer Prüfung für  
nicht mit dem Grundgesetz vereinbar 
(Verstoß gegen den allgemeinen Gleich-
heitssatz). Er hat in dem Verfahren daher 
Aussetzung der Vollziehung gewährt.

Hintergrund

Verluste aus Kapitalvermögen unterliegen 
gewissen Abzugsbeschränkungen. So 
dürfen z. B. Verluste aus Aktienverkäufen 
ausschließlich mit Gewinnen aus Aktienver-
käufen verrechnet werden (§ 20 Abs. 6 S. 4 
des Einkommensteuergesetzes (EStG)).

Beachten Sie: Ob diese Regelung verfas-
sungsgemäß ist, wird das Bundesverfas-
sungsgericht klären müssen. Ein entspre-
chendes Verfahren ist bereits seit über  
drei Jahren anhängig.

Zudem gibt es eine Verlustverrechnungs
beschränkung bei Termingeschäften.  
§ 20 Abs. 6 S. 5 EStG regelt hierzu Folgen-
des: Verluste aus Termingeschäften dürfen 
nur mit Gewinnen aus Termingeschäften 

und solchen aus Stillhalterprämien, nicht 
aber mit Gewinnen aus anderen Kapitalan-
lagen ausgeglichen und verrechnet werden. 
Darüber hinaus sind der Verlustausgleich 
und die Verlustverrechnung (anders als bei 
Aktienverlusten) auch noch der Höhe nach 
auf jährlich 20.000 EUR beschränkt.

Beachten Sie: Die Regelung ist nur im 
Rahmen der Veranlagung der Kapitalerträge 
anzuwenden, nicht im Rahmen des Steuer-
abzugs.

Nicht ausgeglichene Verluste sind in die 
Folgejahre vorzutragen und dort jeweils  
i. H. von 20.000 EUR mit Gewinnen aus 
Termingeschäften oder mit Einkünften  
aus Stillhalterprämien zu verrechnen.

In dem aktuellen Streitfall hat der Bundes
finanzhof nun, ebenso wie die Vorinstanz, 
Aussetzung der Vollziehung gewährt. Da- 
bei stellte er u. a. Folgendes heraus: Bei 
hohen Verlusten besteht die Gefahr eines 
endgültigen Verlustuntergangs. So müsste 
ein Steuerpflichtiger zur Verrechnung eines 
Verlustes aus einem Termingeschäft i. H. 
von 1 Mio. EUR noch weitere 

50 Jahre leben und in jedem dieser 50 Jahre 
hinreichende Gewinne aus Termingeschäf-
ten und Stillhalterprämien erzielen, um  
eine vollständige Verlustverrechnung zu 
erreichen. Würde er in den Folgejahren  
auch jeweils Verluste aus Termingeschäften 
erzielen, würde sich die Verrechnung der 
Verluste entsprechend verlängern.

Merke: Es handelt sich „nur“ um einen 
Beschluss im Rahmen der summarischen 
Prüfung des Aussetzungsverfahrens. Aller-
dings hat jüngst auch das Finanzgericht 
Baden-Württemberg zu dieser Thematik 
entschieden und die Verlustverrechnungs-
beschränkung als noch verfassungsgemäß 
angesehen. Da die Steuerpflichtigen die 
Revision eingelegt haben, wird der Bundes-
finanzhof nun bald in einem Hauptverfahren 
entscheiden können. Bis dahin können 
geeignete Fälle mit einem Einspruch offen-
gehalten werden.

Quelle: BFH, Beschluss vom 7.6.2024, Az. 
VIII B 113/23, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 242229; FG Baden-Württemberg, 
Urteil vom 29.4.2024, Az. 10 K 1091/23,  
Rev. BFH: Az. VIII R 11/24

[Fortsetzung auf Seite 4]
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Für Unternehmer

Bestandskräftige Bescheide:  
Korrektur wegen Art und Weise der Aufzeichnungen
Ermittelt ein Steuerpflichtiger seinen 
Gewinn durch Einnahmen-Überschuss- 
rechnung, ist die Art und Weise, in der er 
seine Aufzeichnungen geführt hat, eine 
Tatsache, die zur Korrektur eines bestands-
kräftigen Einkommensteuerbescheids 
führen kann, wenn sie dem Finanzamt 
nachträglich bekannt wird. Dies hat der 
Bundesfinanzhof entschieden.

Hintergrund

Ist die Rechtsbehelfsfrist von einem Monat 
abgelaufen, wird ein Steuerbescheid  
grundsätzlich bestandskräftig. Allerdings 
bestehen auch danach Berichtigungs- und 
Änderungsmöglichkeiten. Eine davon ist  
§ 173 Abs. 1 Nr. 1 der Abgabenordnung (AO). 
Hier heißt es: Steuerbescheide sind auf- 
zuheben oder zu ändern, soweit Tatsachen 
oder Beweismittel nachträglich bekannt 
werden, die zu einer höheren Steuer  
führen.

Sachverhalt

Ein Einzelhändler ermittelte seinen Gewinn 
durch Einnahmen-Überschussrechnung. 
Das Finanzamt veranlagte ihn erklärungs-
gemäß (ohne Vorbehalt der Nachprüfung). 

Bei einer späteren Außenprüfung beur- 
teilte das Finanzamt die Aufzeichnungen  
als formell mangelhaft und nahm eine 
Hinzuschätzung vor. Die bestandskräftigen 
Bescheide wurden nach Maßgabe des  
§ 173 Abs. 1 Nr. 1 AO geändert.

Die Tatsache, ob und wie der Steuerpflichti-
ge seine Bareinnahmen aufgezeichnet hat, 
ist rechtserheblich, wenn das Finanzamt  
bei deren vollständiger Kenntnis bereits im 
Zeitpunkt der Veranlagung zur Schätzung 
befugt gewesen wäre und deshalb eine 
höhere Steuer festgesetzt hätte.

Da eine Schätzungsbefugnis in be- 
stimmten Fällen auch bei (nur) formellen  
Mängeln der Aufzeichnungen über  
Bareinnahmen besteht, muss das Finanz- 
gericht nun im zweiten Rechtsgang  
prüfen, ob die Unterlagen Mängel auf- 
weisen, die zur Hinzuschätzung von  
Betriebseinnahmen führen.

Quelle: BFH-Urteil vom 6.5.2024,  
Az. III R 14/22, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 242363;  
BFH, PM Nr. 30/24 vom 4.7.2024

Für Unternehmer

Häusliches Arbeitszimmer:  
Abzugsfähige Betriebsaus­
gaben nur bei Erfüllung der 
Aufzeichnungspflichten
Die Aufzeichnungspflichten nach § 4 Abs. 7 
des Einkommensteuergesetzes (EStG) für 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer sind bei einem Steuerpflichtigen, 
der seinen Gewinn aus selbstständiger 
Tätigkeit durch Einnahmen-Überschuss-
rechnung ermittelt, nur erfüllt, wenn sämt
liche Aufwendungen einzeln fortlaufend  
in einem gesonderten Dokument oder 
Datensatz aufgezeichnet werden. Eine  
reine Belegsammlung mit Aufaddieren  
der Positionen nach Abschluss des Veran- 
lagungszeitraums ist nicht ausreichend.  
Da der Bundesfinanzhof gegen diese Ent-
scheidung des Finanzgerichts Hessen 
kürzlich die Revision zugelassen hat,  
ist mit einer weiteren Präzisierung der 
Rechtsprechungsgrundsätze zu rechnen.

§ 4 Abs. 5 EStG schränkt den Abzug für 
gewisse Betriebsausgaben ein. So wirken 
sich z. B. Aufwendungen für Geschenke an 
Geschäftspartner und Kunden nur dann 
steuermindernd aus, wenn eine Grenze von 
50 EUR eingehalten wird. Und auch für 
Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer besteht eine Abzugsbeschränkung.
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Darüber hinaus sind die Aufwendungen i. S. 
des § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 bis 4, 6b und 7 EStG 
einzeln und getrennt von den sonstigen 
Betriebsausgaben aufzuzeichnen. Soweit 
diese Aufwendungen nicht bereits nach  
Abs. 5 vom Abzug ausgeschlossen sind, 
dürfen sie bei der Gewinnermittlung nur 
berücksichtigt werden, wenn sie besonders 
aufgezeichnet sind. Bei den Aufzeichnungs-
pflichten nach § 4 Abs. 7 EStG handelt es 
sich um eine zusätzliche materiell-recht
liche Voraussetzung für den Betriebsaus
gabenabzug. 

Bei Verstößen droht das Abzugsverbot. 
Dieses Abzugsverbot wird auch bei einer 
Gewinnermittlung per Einnahmen-Über-
schussrechnung so umgesetzt, dass die 
betroffenen Aufwendungen dem Gewinn  
als Betriebseinnahme hinzugerechnet 
werden. Nach Ansicht der Finanzverwaltung 

bestehen keine Bedenken, wenn die auf das 
Arbeitszimmer anteilig entfallenden Finan-
zierungskosten im Wege der Schätzung 
ermittelt werden und nach Ablauf des 
Wirtschafts- oder Kalenderjahrs eine 
Aufzeichnung aufgrund der Jahresabrech-
nung des Kreditinstituts erfolgt. Entspre-
chendes gilt für die verbrauchsabhängigen 
Kosten (z. B. Wasser- und Energiekosten). 
Es reicht aus, Abschreibungsbeträge einmal 
jährlich – zeitnah nach Ablauf des Kalender- 
oder Wirtschaftsjahrs – aufzuzeichnen.

Merke: Beim Abzug der Jahrespauschale 
(1.260 EUR) bestehen die besonderen Auf- 
zeichnungspflichten nach § 4 Abs. 7 EStG 
nicht.

Quelle: FG Hessen, Urteil vom 13.10.2022, 
Az. 10 K 1672/19, Rev. BFH: Az. VIII R 6/24, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 242594; 
BMF-Schreiben vom 15.8.2023,  
Az. IV C 6 - S 2145/19/10006 :027, Rz. 25 f.

Für Unternehmer

Kassensysteme: Meldepflicht startet ab 1.1.2025
Nach der gesetzlichen Regelung des  
§ 146a der Abgabenordnung (AO) müssen 
bestimmte elektronische Aufzeichnungs
systeme (insbesondere elektronische 
Kassensysteme und Registrierkassen)  
ab dem 1.1.2020 über eine zertifizierte 
technische Sicherheitseinrichtung verfügen. 
Das Bundesfinanzministerium hat nun den 
Beginn der Mitteilungsverpflichtung nach  
§ 146a Abs. 4 AO kommuniziert. Wer auf-
zeichnungspflichtige Geschäftsvorfälle  
oder andere Vorgänge mithilfe eines elekt-
ronischen Aufzeichnungssystems i. S. des  
§ 146a Abs. 1 erfasst, hat dem Finanzamt 
nach amtlich vorgeschriebenem Datensatz 
durch Datenfernübertragung Folgendes 
mitzuteilen:

· ��Name und Steuernummer  
des Steuerpflichtigen,

· ��Art der zertifizierten technischen  
Sicherheitseinrichtung,

· ��Art und Anzahl der verwendeten  
elektronischen Aufzeichnungssysteme,

· ��Seriennummer,
· ��Datum der Anschaffung und der  

Außerbetriebnahme des elektronischen 
Aufzeichnungssystems.

Das elektronische Mitteilungsverfahren wird 
ab dem 1.1.2025 über „Mein ELSTER“ und 
die ERiC-Schnittstelle zur Verfügung stehen.
Die Mitteilung kann wie folgt vorgenommen 
werden:

· ��per Direkteingabe im ELSTER-Formular 
„Mitteilungsverfahren nach § 146a  
Abs. 4 AO“ auf www.elster.de,

· ��per Upload einer XML-Datei auf  
www.elster.de in MEIN ELSTER oder

· ��per Datenübertragung aus einer  
Software via der ERiC-Schnittstelle.

Die Mitteilung von vor dem 1.7.2025 ange-
schafften elektronischen Aufzeichnungssys-
temen i. S. des § 1 Abs. 1 S. 1 der Kassen
sicherungsverordnung ist bis zum 31.7.2025 

zu erstatten. Ab dem 1.7.2025 angeschaffte 
elektronische Aufzeichnungssysteme sind 
innerhalb eines Monats nach Anschaffung 
mitzuteilen. Dies gilt ebenfalls für ab dem 
1.7.2025 außer Betrieb genommene elektro-
nische Aufzeichnungssysteme. Dabei ist  
zu beachten, dass bei der Mitteilung der 
Außerbetriebnahme vorher die Anschaffung 
mitzuteilen ist.

Aufzeichnungssysteme, die vor dem 
1.7.2025 außer Betrieb genommen wurden 
und im Betrieb nicht mehr vorgehalten 
werden, sind nur mitzuteilen, wenn die 
Meldung der Anschaffung zu diesem Zeit-
punkt bereits erfolgt ist.

Merke: Gemietete oder geleaste elektro
nische Aufzeichnungssysteme stehen 
angeschafften Systemen gleich.

Das Bundesfinanzministerium geht in 
seinem Schreiben auch auf das Mitteilungs-
verfahren für EU-Taxameter und Weg
streckenzähler ein, das ebenfalls ab dem 
1.1.2025 zur Verfügung steht. Hier wird u. a. 
ausgeführt, dass von einer Mitteilung für 
solche EU-Taxameter und Wegstrecken- 
zähler abzusehen ist, die ohne eine zertifi-
zierte technische Sicherheitseinrichtung 
verwendet werden. Dies gilt bis zur Imple-
mentierung der Sicherheitseinrichtung, 
längstens aber für den Zeitraum der Nicht-
beanstandung, d. h., bis zum 31.12.2025.

Praxistipp: Das Bundesfinanzministerium 
hat unter www.iww.de/s11221 einen Fragen- 
Antworten-Katalog veröffentlicht. Hier 
werden u. a. Fragen zum Kassengesetz, zur 
Belegausgabepflicht und zur technischen 
Sicherheitseinrichtung beantwortet.

Quelle: BMF-Schreiben vom 28.6.2024,  
Az. IV D 2 - S 0316-a/19/10011 :009,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 242593;  
BMF, FAQ unter www.iww.de/s11221

Für Unternehmer

Partnerschaftsgesellschaft 
muss im Titel keinen Namen 
eines Partners mehr führen
Nach dem neuen Partnerschaftsgesell-
schaftsgesetz (hier: § 2 Abs. 1 PartGG), das 
2024 in Kraft getreten ist, muss der Name 
der Partnerschaft nur noch den Zusatz „und 
Partner“ oder „Partnerschaft“ enthalten.  
Die Aufnahme des Namens mindestens 
eines Partners ist nicht mehr erforderlich 
(BGH, Beschluss v. 6.2.2024, Az. II ZB 23/22).

Für Arbeitgeber

Inflationsausgleichsprämie 
muss nicht allen Arbeitnehmern 
ausgezahlt werden
Die in § 3 Nr. 11c des Einkommensteuer- 
gesetzes (EStG) geregelte Steuerfreiheit der 
(freiwilligen) Inflationsausgleichsprämie 
sieht keine Regelung vor, dass die Prämie  
an alle Arbeitnehmer ausgezahlt werden 
muss. Somit ist der Arbeitgeber nach 
Ansicht des Landesarbeitsgerichts Nieder-
sachsen grundsätzlich nicht daran gehin-
dert, die Zahlung einer Inflationsausgleichs
prämie an weitere Bedingungen zu knüpfen.

Es verstößt nicht gegen den arbeitsrecht
lichen Gleichbehandlungsgrundsatz, wenn  
ein Arbeitgeber zur weiteren Bedingung der 
Auszahlung einer Inflationsausgleichsprä-
mie macht, dass der Beschäftigte Teil seiner 
„active workforce“ ist, sodass z. B. Beschäf-
tigte in der Passivphase der Altersteilzeit 
von der Prämie ausgeschlossen sind.

Die freiwillige Inflationsausgleichsprämie 
kann vom 26.10.2022 bis Ende 2024 gewährt 
werden. Bei den 3.000 EUR handelt es  
sich um einen steuerlichen Freibetrag, der 
auch in mehreren Teilbeträgen ausgezahlt 
werden kann.

Merke: Begünstigt sind auch Zahlungen  
an Minijobber. Da die Zahlung steuer- und 
beitragsfrei ist, wird sie nicht auf die Mini-
jobgrenze angerechnet.

Die Zahlungen müssen zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn erfolgen. 
Nach § 8 Abs. 4 EStG werden Leistungen  
nur dann zusätzlich zum ohnehin geschul-
deten Arbeitslohn erbracht, wenn

· ��die Leistung nicht auf den Anspruch  
auf Arbeitslohn angerechnet,

· ��der Anspruch auf Arbeitslohn nicht  
zugunsten der Leistung herabgesetzt,

· ��die verwendungs- oder zweckgebundene 
Leistung nicht anstelle einer bereits  
vereinbarten künftigen Erhöhung des 
Arbeitslohns gewährt und

· ��bei Wegfall der Leistung der Arbeitslohn 
nicht erhöht wird.

Quelle: LAG Niedersachsen,  
Urteil vom 21.2.2024, Az. 8 Sa 564/23
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Corona-Pandemie:  
Entgeltfortzahlung aufgrund einer SARS-CoV-2-Infektion und  
behördlicher Absonderungsanordnung
Eine SARS-CoV-2-Infektion stellt auch bei 
einem symptomlosen Verlauf eine Krankheit 
nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz (hier:  
§ 3 Abs. 1 EFZG) dar, die zur Arbeitsunfähig-
keit führt. Voraussetzung: Es muss dem 
Arbeitnehmer infolge einer behördlichen 
Absonderungsanordnung rechtlich unmög-
lich sein, die geschuldete Tätigkeit beim 
Arbeitgeber zu erbringen und eine Erbrin-
gung in der häuslichen Umgebung nicht in 
Betracht kommen. So hat es das Bundes
arbeitsgericht (BAG) entschieden.

Abzug vom Verdienst  
nach Covid-Erkrankung

Der Kläger ist als Produktionsmitarbeiter 
bei der Arbeitgeberin beschäftigt, einem 
Unternehmen der kunststoffverarbeitenden 
Industrie. Er hatte sich keiner Schutzimp-
fung gegen das Coronavirus unterzogen  
und wurde am 26.12.2021 positiv auf das 
Virus getestet. 

Für die Zeit vom 27. bis zum 31.12.2021 
wurde dem unter Husten, Schnupfen und 
Kopfschmerzen leidenden Kläger eine 
ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
(AU) ausgestellt. 

Für diese Zeit leistete die Arbeitgeberin 
Entgeltfortzahlung. Am 29.12.2021 erließ  
die Gemeinde N. eine Verfügung, nach der 
für den Kläger bis zum 12.1.2022 Isolierung 
(Quarantäne) in häuslicher Umgebung 
angeordnet wurde. 

Für die Zeit vom 3. bis zum 12.1.2022 lehnte 
der Arzt die Ausstellung einer Folge-AU  
mit der Begründung ab, das positive Test
ergebnis und die Absonderungsanordnung 
würden zum Nachweis der Arbeitsunfähig-
keit ausreichen. 

Mit der Verdienstabrechnung für Januar 
2022 nahm die Arbeitgeberin für diese Zeit 
vom Lohn des Klägers einen Abzug in Höhe 
von ca. 1.000 Euro brutto vor. 

Mit seiner Klage hat der Arbeitnehmer 
Zahlung dieses Betrags verlangt. 

Das Arbeitsgericht (ArbG) hat die Klage 
abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht 
(LAG) hat auf die Berufung des Arbeit- 
nehmers das Urteil des ArbG geändert  
und die Arbeitgeberin verurteilt, zu zahlen.

Bundesarbeitsgericht  
gab Arbeitnehmer Recht

Die Revision der Arbeitgeberin blieb vor  
dem BAG ohne Erfolg. Das Berufungsge-
richt hat zutreffend erkannt, dass der Kläger 
aufgrund der SARS-CoV-2-Infektion durch 
Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an 
seiner Arbeitsleistung verhindert war, ohne 
dass es darauf ankam, ob bei ihm durch
gehend Symptome von COVID-19 vorlagen. 

Die SARS-CoV-2-Infektion stellt einen 
regelwidrigen Körperzustand und damit  
eine Krankheit dar, die zur Arbeitsunfähig-
keit geführt hat.

Die Absonderungsanordnung ist keine 
eigenständige, parallele Ursache für Ar-
beitsunfähigkeit, vielmehr beruht das 
daraus resultierende Tätigkeitsverbot 
gerade auf der Infektion (Monokausalität). 
Diese ist die nicht hinwegzudenkende 
Ursache für die nachfolgende Absonde-
rungsanordnung. Aufgrund der SARS- 
CoV-2-Infektion war es dem Kläger recht- 
lich nicht möglich, die geschuldete Arbeits-
leistung im Betrieb der Beklagten zu  
erbringen.

Es konnte auch nicht mit der gebotenen 
Sicherheit festgestellt werden, dass das 
Unterlassen der empfohlenen Corona- 
Schutzimpfung für die SARS-CoV-2- 
Infektion ursächlich war. 

Das Berufungsgericht hat hierbei zugunsten 
der Arbeitgeberin unterstellt, dass die 
Nichtvornahme der Schutzimpfungen einen 
groben Verstoß gegen das von einem ver-
ständigen Menschen zu erwartende Ver
halten darstellte. 

Jedoch ließen die wöchentlichen Lagebe-
richte des RKI und dessen Einschätzung der 
Impfeffektivität nicht den Schluss zu, dass 
Ende Dezember 2021 bzw. Anfang Januar 
2022 die beim Kläger aufgetretene Corona- 
Infektion durch die Inanspruchnahme der 
Schutzimpfung hätte verhindert werden 
können.

Der Arbeitnehmerin stand ein Leistungs
verweigerungsrecht wegen nicht vorge- 
legter Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
nicht zu. 

Das LAG hatte richtig erkannt, dass der 
Kläger der Beklagten durch Vorlage der 
Ordnungsverfügung der Gemeinde N. in 
anderer, geeigneter Weise nachgewiesen 
hat, infolge seiner Corona-Infektion objektiv 
an der Erbringung seiner Arbeitsleistung 
verhindert zu sein.

Quelle: BAG, Urteil vom 20.3.2024,  
5 AZR 234/23, PM 8/24
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Steuertermine , Beiträge Sozialversicherung, Verbraucherpreisindex im Oktober 2024

Steuertermine 

Fälligkeit:  
USt, LSt = 10.10.2024

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
USt, LSt = 14.10.2024

Scheckzahlungen:  
Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt  
spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

Beiträge Sozialversicherung 
Fälligkeit Beiträge 10/2024 = 29.10.2024

(bzw. 28.10.2024 für Bundesländer, in denen der Reformationstag ein gesetzlicher Feiertag ist)

Verbraucherpreisindex (BRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

7/23 12/23 3/24 7/24
+ 6,5 % + 3,8 % + 2,3 % + 2,3 %

Arbeitsrecht

Fehlverhalten: Abmahnungen müssen konkret genug sein
In einem Fall vor dem Arbeitsgericht  
(ArbG) Düsseldorf ging es im Wesentlichen 
um angeblich unangemessene Äußerungen 
des Arbeitnehmers gegenüber Kollegen 
über Mitarbeitern. 

Die daraufhin vom Arbeitgeber ausgespro-
chene Abmahnung hatte keinen Bestand, 
weil sie zu unbestimmt war.

Das war geschehen

Der Arbeitnehmer hatte die Äußerungen 
bestritten. Auf seine Frage im Personal
gespräch, weshalb keine Namen derjeni- 
gen Arbeitnehmer genannt würden, die  
die Vorwürfe an die Personalbetreuung 
herangetragen hätten, äußerte die Per
sonalreferentin, dass die Arbeitnehmer  
eingeschüchtert seien und sich lediglich 
vertraulich an die Vorgesetzten sowie  
die Personalbetreuung gewandt hätten.  
Auch in der Abmahnung selbst erfolgte 
keine namentliche Nennung.

So sah es das Arbeitsgericht

Das ArbG stellte klar: Dieser Vorgang  
reicht nicht für eine Abmahnung. 

Es könne dahingestellt bleiben, ob der 
Arbeitnehmer sich tatsächlich in der ihm 
vorgeworfenen Art und Weise verhalten 
habe. 

Die Abmahnung sei inhaltlich zu unbe-
stimmt. Die „anderen Mitarbeiter“, gegen-
über denen er die Äußerungen getätigt 
haben soll, würden in der Abmahnung  
nicht benannt, obwohl sie dem Arbeit- 
geber im Zeitpunkt der Abmahnung un- 
streitig bekannt gewesen seien. 

Da sich die Anforderungen an die Kon- 
kretisierung der in der Abmahnung ent- 
haltenen Rüge an dem orientierten, was  
der Arbeitgeber wissen könne, sei die  
Abmahnung nicht hinreichend konkret.

Für den Arbeitnehmer als Adressat der 
Abmahnung diene die konkrete Nennung 
der Namen der Zeugen auch dazu, zu 
überprüfen, ob die Abmahnung inhaltlich 
richtig sei oder nicht; pauschale Vorwürfe 
ohne die Nennung der Zeugen würden  
diese Anforderung nicht erfüllen. 

Der Arbeitgeber sei auch nicht berechtigt, 
zum Schutz der Zeugen die Namen in der 
Abmahnung nicht zu nennen. 

Hierdurch könne zwar ein Konflikt zwischen 
dem Arbeitnehmer und den Zeugen im 
Hinblick auf den Wahrheitsgehalt der 
Vorwürfe entstehen. 

Einen solchen Konflikt müsse ein Arbeit
geber, der den Aussagen der Zeugen im 
Hinblick auf ein angebliches Fehlverhalten 
eines Arbeitnehmers vertraue, allerdings 
hinnehmen. 

Es sei auch nicht ersichtlich, welche 
konkrete Gefahr den Zeugen durch ihre 
Nennung in der Abmahnung drohe.

Quelle: ArbG Düsseldorf,  
Urteil vom 12.1.2024, 7 Ca 1347/23,  
Abruf-Nr. 240429 unter www.iww.de


